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1.	Einleitung

Privatgutachten dienen der Untermauerung des eigenen 
Standpunkts in einem Gerichtsverfahren, wenngleich auch 
außergerichtliche Anwendungsmöglichkeiten bestehen. 
Sie werden vor allem eingesetzt, wenn aufgrund der Sach-
lage besondere Fachkunde erforderlich ist. Steht der Aus-
gang eines Rechtsstreits „auf Messers Schneide“, so kann 
das richtige Gutachten zur richtigen Zeit den Unterschied 
zwischen Prozessgewinn und -verlust ausmachen.

Materiell-rechtlich ist Sachverständiger gemäß § 1299 
ABGB, „wer sich zu einem Amte, zu einer Kunst, zu ei-
nem Gewerbe oder Handwerke öffentlich bekennt; oder 
wer ohne Not freiwillig ein Geschäft übernimmt, dessen 
Ausführung eigene Kunstkenntnisse, oder einen nicht ge-
wöhnlichen Fleiß erfordert“, also ein Experte in seinem 
Spezialgebiet. Die Beratung bzw Gutachtenerstattung wa-
ren schon immer typische Betätigungsfelder von Experten 
verschiedenster Fachrichtungen. Ihre Expertisen können 
sowohl außerhalb als auch in einem laufenden Straf- oder 
Zivilverfahren Verwendung finden. Der vorliegende Beitrag 
soll sich mit der Verwendung von Privatgutachten in einem 
laufenden Verfahren beschäftigen und die Verwertungs- 
und Zurückweisungspraxis kritisch analysieren.

2.	Die Rechtsgrundlage des Privatgutachtens

Ein Privatgutachten stellt im Gegensatz zu einem gericht-
lichen Gutachten ein Werk im Sinne des § 1151 Abs 1 
ABGB dar. Anzuwenden sind somit die allgemeinen Re-
geln über Werkverträge nach den §§ 1165 ff ABGB.1 Die 
essentialia negotii des Gutachtensvertragrs bilden einer-
seits das Gutachtensthema und andererseits das Hono-
rar. Wurde kein Entgelt und auch nicht Unentgeltlichkeit 
vereinbart, gilt ein angemessenes Entgelt als bedungen.2 
Werke hat der Ersteller gemäß § 1165 ABGB grundsätz-
lich persönlich auszuführen oder unter persönlicher Ver-
antwortung ausführen zu lassen. Entscheidet sich der Gut-
achter, Hilfskräfte einzusetzen, sollte er selbst aber stets 
den ordnungsgemäßen Ablauf „in der Hand behalten“. Das 
entscheidende Ziehen rechtserheblicher Schlüsse sollte 
ihm jedenfalls selbst vorbehalten bleiben.3 Gerichtlich be-
stellte Sachverständige werden demgegenüber auf Basis 
des § 1 GebAG entlohnt und aufgrund einer gesetzlichen 
Verpflichtung tätig. Bei wiederholter Weigerung vor der Be-
stellung kann die Eigenschaft eines „allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen“ gemäß 
§ 10 Abs 1 Z 2 SDG sogar entzogen werden.

3.	Die rechtliche Ausgestaltung der Heranziehung  
im Prozess

3.1.	 Zivilprozessuale Privatgutachten

Zivilprozessrechtlich ist gemäß § 362 Abs 1 ZPO Sach-
verständiger, wer für ein Gericht oder eine andere Be-
hörde Personen, Sachen, Örtlichkeiten oder Ähnliches 
beschreibt. Ein Privatgutachten, das in einen Zivilprozess 
eingebracht wird, ist jedoch nicht als Sachverständigen-
gutachten im Sinne eines von einem gerichtlichen Sach-
verständigen erstellten zu sehen, sondern als bloße Ur-
kunde.4 Nach der Lehre sei dieser Begriff zu erweitern, da 
der Privatsachverständige selbst auch zum Inhalt seines 
Gutachtens befragt werden kann. Es sei daher von einem 
sogenannten „urkundlich belegten Parteivorbringen“ zu 
sprechen, auf welches gewisse Bestimmungen über den 
gerichtlich bestellten Sachverständigen analog anzuwen-
den seien. So sei auf die beabsichtigte Verwertung des 
Gutachtens hinzuweisen und den Parteien zu ermöglichen, 
den Gutachter persönlich zu befragen.5 Privatsachverstän-
dige müssen aber im Gegensatz zum Strafprozess (siehe 
unten) nicht vernommen werden. Das Gericht kann sich 
bei der Entscheidungsfindung auch bloß auf die schriftli-
che Ausfertigung stützen.

Das Gericht darf sich bei der Wahrheitsfindung weiters nicht 
nur auf ein Privatgutachten stützen, jedoch sehr wohl nur 
auf ein Gutachten eines gerichtlich bestellten Sachverstän-
digen.6 Auch dies wird in der Lehre mit dem Argument der 
der ZPO immanenten Forderung nach einer erschöpfen-
den Erörterung des Parteivorbringens kritisiert.7 Und auch 
wenn ein Privatgutachten Eingang in das Prozessgesche-
hen findet, gesteht ihm die Judikatur kaum Beweiswert zu.8

Hat ein Privatsachverständiger im Zuge eines Verfahrens – 
oder auch davor – bereits ein Privatgutachten für eine Par-
tei abgegeben, so ist damit seine Bestellung als gerichtli-
cher Sachverständiger ausgeschlossen.9 Ebenfalls keine 
Bedeutung wird eine Privatexpertise bei allzu enger Bezie-
hung zum Auftraggeber erlangen, etwa wenn der Gutach-
ter gleichzeitig gewerberechtlicher Geschäftsführer einer 
Prozesspartei war. In diesem Fall wird dem Gutachten von 
der Rechtsprechung keine Beweiskraft zuerkannt.10

Somit ist es zwar möglich, dass Privatgutachten in zivil-
rechtliche Prozessakten aufgenommen werden, jedoch 
ist dies und der daraus durch das Gericht gewonnene Be-
weiswert als äußerst gering einzustufen, da das Gericht in 
der Regel ein zusätzliches Gutachten eines Gerichtssach-
verständigen einholen wird,11 auf dessen Ergebnis er sich 
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bei seiner Beweiswürdigung – nach der Judikatur auch 
ausschließlich – stützen kann.12

3.2.	 Strafprozessuale Privatgutachten

Das Wesen von Privatgutachten im Strafprozess gestaltet 
sich oft ähnlich, hält jedoch auch Unterschiede bereit:

Sachverständiger ist gemäß § 125 Z 1 StPO, wer beweiser-
hebliche Tatsachen feststellt und aus ihnen rechtsrelevante 
Schlüsse zieht bzw diese begründet. Jedoch fallen auch im 
Strafverfahren Privatgutachter nicht unter die gesetzliche 
Definition des Sachverständigen. Aufgrund der veränder-
ten Parteiensituation (nicht Kläger bzw Beklagter, sondern 
Staatsanwalt/Privat-/Subsidiarankläger bzw Angeklagter) 
wird ein Privatgutachten in der Praxis nahezu ausschließ-
lich vom Angeklagten (allenfalls vom Privatbeteiligten oder 
Privatankläger)13 in den Prozess eingebracht. Dieser hat 
die Möglichkeit ein gerichtliches Gutachten unter Berufung 
auf ein Privatgutachten überprüfen zu lassen, indem er die 
Beiziehung eines weiteren (gerichtlichen) Sachverstän-
digen beantragt. Es muss jedoch gelingen, Unklarheiten, 
Widersprüche oder sonstige Mängel aufzuzeigen.14 Im 
Extremfall kann die Abweisung eines derartigen Antrags 
ein Nichtigkeitsgrund gemäß § 281 Abs 1 Z 4 StPO sein.15 
Wie im Zivilprozess kann ein Sachverständiger nicht vom 
Gericht bestellt werden, wenn er bereits für einen Prozess-
beteiligten als Privatgutachter tätig war.16

Im Ermittlungsverfahren obliegt seit dem Inkrafttreten der 
neuen StPO mit 1. 1. 2008 (BGBl I 2007/109) die Bestel-
lung von Sachverständigen der Staatsanwaltschaft. Nach 
der neuesten Rechtsprechung ist es dem Angeklagten 
gestattet, sich schon in diesem frühen Verfahrensstadium 
von einem Privatsachverständigen „unterstützen“ zu las-
sen, um so einen besser begründeten Anklageeinspruch 
gemäß § 212 StPO einbringen zu können.17 Ob mit dieser 
„Unterstützung“ jedoch die formale Einbringung eines Pri-
vatgutachtens gemeint ist, bleibt fraglich. Ebenso lässt sich 
die Judikatur derart interpretieren, dass die Argumente 
des Privatsachverständigen vom Beschuldigten bzw des-
sen Verteidiger als ihre eigenen ausgegeben werden sol-
len und der Sachverständige selbst dabei im Hintergrund 
bleibt.

Gemäß § 249 Abs 3 StPO ist es dem Angeklagten gestat-
tet, der Befragung des gerichtlich bestellten Sachverstän-
digen einen Privatsachverständigen beizuziehen.18 Auch 
diese eingeschränkte Kompetenz wird kritisiert und ein di-
rektes Fragerecht des Privatsachverständigen gefordert.19 
In Finanzstrafverfahren ist es gemäß § 199 Abs 2 FinStrG 
einem Wirtschaftstreuhänder als beigezogenem Experten 
gestattet, selbst Fragen an den Sachverständigen zu rich-
ten.20

Im Strafverfahren muss der Privatsachverständige auf-
grund des Unmittelbarkeitsgrundsatzes (§ 13 StPO) in der 
Hauptverhandlung immer auch persönlich aussagen – je-
doch nur über seine Befundaufnahme und nicht sein Gut-

achten im engeren Sinn,21 weshalb das Vorbringen nicht 
wie im Zivilprozess als Urkunde (siehe oben), sondern als 
Zeugenvernehmung zu werten ist.22 Eine Verlesung des 
Gutachtens gegen den Widerspruch des Anklägers ist 
nach der Judikatur sogar ausdrücklich unzulässig.23 Der 
Beweisführende hat deshalb einen Antrag auf Verneh-
mung zu stellen, wenn er das Gericht zwingen will, sich mit 
dem Befund auseinanderzusetzen.24

4.	Die Praxis der Zulassung durch das Gericht

Grundsätzlich sind bei im Prozess eingebrachten Privat-
gutachten Vorgehensweisen von der regelmäßigen Zu-
rückweisung als ein nullum bis zur vollständigen Heranzie-
hung und Verwertung denkbar.25

Eine Zurückweisung in jedem Fall wäre zu vertreten, wenn 
man – im Gegensatz zum gerichtlich bestellten Sachver-
ständigen – strikt von der mangelnden Garantie der Un-
parteilichkeit und gerichtlichen Kontrolle ausgeht. So gese-
hen wäre das Privatgutachten ebenso wenig zulässig wie 
eine Äußerung einer beliebigen außenstehenden Person 
über den Gegenstand des Verfahrens. In anderen Rechts-
kreisen ist jedoch sogar dies möglich.26

Nach Ansicht von Barfuß sollte zumindest die allgemein 
feststellbare „Zurückhaltung gegenüber der prozessualen 
Bewertung privater Sachverständigengutachten“ gelockert 
werden. Er begründet dies mit einer diesbezüglich falschen 
Auslegung27 der erschöpfend aufgezählten Beweismittel in 
der ZPO sowie der Furcht mancher Richter vor einer Flut 
an Gutachten und der davon beeinträchtigten Findung der 
materiellen Wahrheit.28 Auch O. F. Müller gesteht Privat-
gutachten eine bedeutende Rolle im Prozess zu und for-
dert, dass diese schon aufgrund des Zwecks der Kontrolle 
gerichtlich bestellter Sachverständiger nicht „a limine und 
generell“ zurückgewiesen werden dürften.29 Zumindest in 
Bezug auf die Flut an Gutachten wird jedoch auch ange-
merkt, dass daran vielfach die Richter selbst Schuld tref-
fe, da diese aufgrund einer Angst vor Urteilsanfechtungen 
wegen mangelnder Beweiserhebung dazu geneigt sind, 
mehr Sachverständige gerichtlich zu bestellen, als dies 
eigentlich nötig wäre.30 Deixler-Hübner tritt deshalb dafür 
ein, dass Richter grundsätzlich auch mehr Beweislastent-
scheidungen treffen sollen, also ganz ohne Sachverstän-
dige oder auch bei nicht vollkommen feststellbaren Sach-
verhalten ihrer Funktion als Organ der Beweiswürdigung 
nachkommen sollen.31

Im Strafverfahren kann eine übertriebene Zurückwei-
sungspraxis privater Gutachter hingegen schon aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen bedenklich sein. Insbe-
sondere aus Gründen der Waffengleichheit sollte an die 
Möglichkeit der Entkräftung der Argumente des gerichtlich 
bestellten Sachverständigen durch einen Privatsachver-
ständigen gedacht werden. Die Tendenzen in Lehre und 
Praxis in diese Richtung sind zahlreich.32 Die gesetzliche 
Fiktion nach § 126 Abs 4 letzter Satz StPO, dass Sach-
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verständige im Hauptverfahren nicht bloß durch die zuvor 
im Ermittlungsverfahren durch die Staatsanwaltschaft er-
folgte Bestellung befangen sein könnten, dient nach der 
Rechtsprechung nämlich gerade dazu, nicht jede Beweis-
aufnahme zwingend wiederholen zu müssen,33 womit der 
Angeklagte schon mit einem gewissen Handicap in die 
Hauptverhandlung gehen muss.

Auch wenn man ein zunehmendes beiderseitiges Ver-
ständnis zwischen Juristen und Sachverständigen feststel-
len will,34 ist dies wohl für die Ersteller von Privatgutachten 
so nicht immer zu übernehmen. Dies mag schon darin be-
gründet sein, dass das bestellende Gericht bzw die bestel-
lende Staatsanwaltschaft den selbst bestellten Gutachter 
besser kennen, denn nicht zuletzt wird ein Sachverstän-
diger aufgrund guter Erfahrungen mit ihm zu Rate gezo-
gen.35 So können – möglicherweise tatsächlich – dessen 
Aussagen in Kenntnis seiner „Vor-urteile“ besser interpre-
tiert werden.36 Die Bedenklichkeit der zitierten „Vor-urteile“ 
ergibt sich aber von selbst, was Privatgutachten trotz des 
ihnen anhaftenden Anscheins der Parteilichkeit in einem 
anderen – helleren – Licht erscheinen lässt.

Ein Gutachten kann zunächst grundsätzlich immer objektiv 
richtig oder falsch sein. Aber auch wenn einem von einer 
Partei eingebrachten Gutachten im Prozess grundsätzlich 
der Eindruck der – wie aus dem Begriff schon hervorgeht 
– „Parteilichkeit“ anhaftet, kann dieses nicht von vornhe-
rein als inhaltlich falsch betrachtet werden, wenngleich 
selbstverständlich nur jene Gutachten vorgelegt werden, 
die dem Auftraggeber nützen.37 Dass das gewünschte Er-
gebnis mit dem Auftrag der Erstellung eines Gutachtens 
mitgeliefert oder sogar „oktroyiert“ wird, soll nach Ansicht 
mancher Praktiker nicht unüblich sein.38 Privatgutachten 
sind daher nicht selten höchst „verdächtig“,39 was nach 
mancher Ansicht zur Neigung der Gerichte führen kann, 
Privatgutachter stets als befangen anzusehen.40 Die Vor-
gänge im Hintergrund, also etwa ob sich das gewünschte 
Ergebnis erst nach mehrmaligem Gutachtensauftrag an 
verschiedene Sachverständige herausgestellt hat, bleiben 
dem Gericht dabei nämlich verborgen.

Privatsachverständige sehen sich meist mit Sachverhal-
ten konfrontiert, die einen gewissen Ermessensspielraum 
bereithalten. Sie bewegen sich daher oft im Graubereich 
zwischen einem Gutachten zugunsten oder zuungunsten 
des Auftraggebers, dessen Ziel es freilich ist, die für ihn 
günstigere Position zu beweisen. Mangels Garantie der 
Unparteilichkeit wird daher Privatgutachtern die Stellung 
als Sachverständiger im Sinne des Gesetzes verwehrt.41 
Ansonsten wäre bei Widersprüchen zwischen Privatgut-
achten und solchen von gerichtlich bestellten Gutachtern 
immer auch ein Obergutachten einzuholen.42

Wenn allerdings davon ausgegangen wird, dass Gerichte 
dem (gerichtlich bestellten) Sachverständigen tatsächlich 
gerne mehr Entscheidungsverantwortung zukommen las-
sen, als diesem nach seiner gesetzlichen Definition zu-
kommen sollte,43 entstehen gewisse Widersprüche:

Zum einen erhalten private Sachverständige einige Pri-
vilegien, die gerichtlich bestellten Sachverständigen 
zukommen, nicht, zum anderen komme gerichtlichen 
Sachverständigen jedoch stillschweigend Entscheidungs-
kompetenz in rechtlichen Belangen zu, die ihnen eigentlich 
nicht übertragen werden dürfte. Dies alleine mit dem An-
schein der Voreingenommenheit privater Sachverständi-
ger zu begründen, scheint überzogen.44 Zudem werden im 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren Sachverständige seit 
1. 1. 2008 (BGBl I 2007/109) gemäß § 126 Abs 3 Satz 1 
StPO nicht mehr vom Gericht, sondern von der Staatsan-
waltschaft beauftragt, weshalb man die Möglichkeit nicht 
ausschließen kann, dass dadurch im Einzelfall auch de-
ren Objektivität, zu der sie gemäß § 3 StPO verpflichtet 
ist, geschmälert werden könnte, da für den Gutachter das 
erhoffte Ergebnis damit offensichtlich ist. Schon der jewei-
lige Staatsanwalt selbst könnte im Einzelfall dazu neigen, 
eher nach solchen Beweismitteln zu suchen, die seine 
Hypothesen stützen. Außerdem ist es nicht unüblich, dass 
Staatsanwaltschaften und Gerichte oft sogenannte „Haus-
sachverständige“ zu Rate ziehen, also stets denselben 
Experten aufgrund guter Erfahrungen mit ihm bestellen,45 
was im Einzelfall ebenso dazu führen kann, dass diese 
oft zu großes Augenmerk darauf legen, dem bestellenden 
Organ wohlgesonnen zu sein, um auch weiterhin die ers-
te Wahl zu bleiben und sich erst in zweiter Linie auf ihre 
Pflicht zur Objektivität besinnen.46 Eine solche „ständige 
Geschäftsbeziehung“ kann aber andererseits auch bloß 
ein Zeichen besonderer Vertrauenswürdigkeit sein47 oder 
bloß aus Mangel an Alternativen bestehen.48

5.	Ergänzende Bemerkungen

Die jederzeitige Überprüfbarkeit von Gutachten gerichtlich 
bestellter Sachverständiger durch Privatgutachten trüge 
zweifellos dazu bei, die Findung der materiellen Wahrheit 
zu unterstützen.49 Die durch Privatgutachten möglicherwei-
se einst hervorgerufene Verwirrung unter Richtern50 dürfte 
mittlerweile nicht mehr derart gravierende Auswirkungen 
haben, dass dieser Grund zur Ablehnung einer Expertise 
ausreicht. Gerade in Strafverfahren ist der Grundsatz der 
Wahrheitserforschung Prozessmaxime (§ 3 Abs 1 und § 2 
Abs 2 StPO).51 

Daneben sollte jedoch nicht auf den Prozessgrundsatz 
der Verfahrensökonomie vergessen werden, der in § 9 
Abs 1 StPO kodifiziert, doch auch im Zivilverfahrensrecht 
etabliert ist,52 wenngleich die Prozessökonomie nicht zum 
Selbstzweck werden darf.53 In Verbindung mit gerichtlich 
bestellten Sachverständigen wird etwa bemängelt, dass es 
durchaus üblich sei, dass diese einen Gutachtensauftrag 
überhaupt erst nach einiger Zeit zu bearbeiten beginnen.54 
Für die Einholung von Privatgutachten im Prozess sind 
derartige Verzögerungen nicht zu befürchten.

Vereinbaren ließen sich die Argumente für und gegen die 
Beiziehung privater Sachverständiger etwa durch eine 
Möglichkeit, jederzeit einen eingetragenen Sachverständi-
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gen als privaten beiziehen zu können.55 Schon aufgrund 
der Verpflichtung für allgemein beeidete und gerichtlich 
zertifizierte Sachverständige, sich gemäß Punkt 1.2 der 
Standesregeln auch bei von ihnen erstellten Privatgutach-
ten an ihre mit dem geleisteten Eid übernommenen Pflich-
ten zu halten, würde der Anschein der Parteilichkeit erheb-
lich eingeschränkt.56

Unzweifelhaft wird das Verfahren durch die Einholung von 
Gutachten, Gegengutachten und eventuell sogar weite-
ren Gutachten jedoch immer verzögert, weshalb auch im 
Prozess ergänzend zur Ansicht Deixler-Hübners57 (vgl 
oben) stets die – wenn auch schwierig zu beantwortende 
– Frage gestellt werden muss, ob ein weiteres Gutachten 
überhaupt weitere sachdienliche Aufschlüsse geben kann 
oder nicht. Diese Frage wäre durch den Richter quasi als 
Vorüberlegung zu jener, ob überhaupt ein Sachverständi-
gengutachten eingeholt werden muss oder er gar selbst 
entscheiden kann, zu stellen.58
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